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Bericht gemäß Ziffer 12 der Voten des Finanzausschusses zu den Bemerkungen 
2018 des Landesrechnungshofes Schleswig-Holstein mit Bericht zur 
Landeshaushaltsrechnung 2016 (Drucksache 19/1074)  

Sehr geehrte Herren Vorsitzende, 

mit Beschluss vom 12. Dezember 2018 hat der Schleswig-Holsteinische Landtag in seiner 
17. Tagung der Landesregierung für das Haushaltsjahr 2016 Entlastung erteilt mit der
Maßgabe, die vom Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages in der

Dienstgebäude Brunswiker Straße 16 - 22, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-5903 
Haltestelle Hospitalstraße, Buslinien 32, 33, 61, 62 
Pressestelle@bimi.landsh.de | www.schleswig-holstein.de/mbwfk 
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch verschlüsselte Nachrichten.

Staatssekretär 

17. April 2024

Der Vorsitzende des 
Finanzausschusses des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Lars Harms, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

Der Vorsitzende des 
Bildungsausschusses des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Martin Habersaat, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin des 
Landesrechnungshofes 
Schleswig-Holstein 
Frau Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

über 
Finanzministerium des Landes 
Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 64 
24105 Kiel 

gesehen 
und weitergeleitet
Kiel, den 02.05.2024
gez. Staatssekretär 
Oliver Rabe 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/3194
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Drucksache 19/1074 angeregten Maßnahmen einzuleiten und dem Finanzausschuss über 
die eingeleiteten Maßnahmen zu berichten. 

In der Anlage übersende ich Ihnen den Bericht gemäß der Voten zu den Bemerkungen 
2018 des Landesrechnungshofes Schleswig-Holstein (Nr. 12). 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Guido Wendt 
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Bericht gemäß den Voten zu den Bemerkungen 2018 des Landesrechnungshofes 
Schleswig-Holstein (Nr. 12), Bericht gemäß Drucksache 19/1074 
  
  
Hochschulpakt 2020 – Bericht über das Haushaltsjahr 2023 

Das Wissenschaftsministerium ist durch den Finanzausschuss mit Beschluss vom 22. 

November 2018 aufgefordert worden, gemeinsam mit den Hochschulen sicherzustellen, 

dass die Hochschulpaktmittel vollständig dem erweiterten Studien- und Lehrangebot 

zugutekommen. 

Dazu erstellt das für Wissenschaft zuständige Ministerium jeweils zum 30. April eines 

jeden Jahres einen Bericht. 

 

Im vergangenen Jahr wurden letztmalig Bundesmittel aus dem Hochschulpakt Schleswig-

Holstein zugewiesen. Diese Mittel und die Rücklagen wurden dann auch im Vorjahr 

vollständig verausgabt. 

 

Die Hochschulen sind mit den Zielvereinbarungen zum Hochschulpakt 2020 (HSP) dazu 

verpflichtet worden, die Hochschulpaktmittel ausschließlich für Zwecke von Studium und 

Lehre aufzuwenden. Zudem berichten sie jährlich dem Ministerium über die 

Mittelverwendung. 

Der überwiegende Teil der HSP-Mittel wurde für Personal und laufende Zwecke 

verausgabt - andernfalls hätte auch nicht die hohe Zahl an zusätzlichen 

Studienanfängerplätzen geschaffen werden können. Im Jahr 2020 wurden 3.015 

zusätzliche Plätze gegenüber dem Jahr 2005 geschaffen, insgesamt im gesamten 

Zeitraum des HSP entstanden ca. 32.000 zusätzliche Studienanfängerplätze. Der 

Hochschulpakt endete mit dem Ablauf des Jahres 2020. Die Studienanfänger wurden in 

diesem Programm über einen Zeitraum von 4 Jahren gefördert, somit wurden noch bis 

Ende 2023 Mittel an die Hochschulen ausgezahlt und konnten demzufolge auch von ihnen 

verausgabt werden. Die Personalmittel wurden überwiegend für Personal für die Lehre 

eingesetzt, in geringerem Umfang für Personal der Verwaltung.  

Der Landesrechnungshof hat in seinen Bemerkungsbeiträgen 2018 zuerkannt, dass neben 

der Sicherstellung der Lehre durch zusätzliches Personal auch die sächliche Ausstattung 

der Hochschulen sowie die Verstärkung des Verwaltungspersonals zu finanzieren sind, 
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um die Abläufe in den Hochschulen auch bei stärkerer Auslastung sicherzustellen. 

Daneben wurden Mittel auch für Investitionen verausgabt. 

 

Die Rücklagen entwickelten sich von 2018 bis 2023 wie folgt: 

 
(Anmerkung: Die Musikhochschule Lübeck findet sich in dieser Auflistung als einzige staatliche Hochschule nicht, da sie 

am Hochschulpakt nicht teilgenommen hat.) 

 

Da die Rücklagen aus dem HSP nunmehr vollständig aufgebraucht wurden, ist dies der 
abschließende Bericht zum Hochschulpakt 2020. 

2018 2019 2020 2021 2022 2023
Entwicklung 2023 
ggü. 2018

Europa-Universität Flensburg 10.558.564 10.055.011 9.074.530 12.487.200 4.837.800 0 -10.558.564
Christian-Albrechts-Universität 19.472.676 18.543.421 25.748.967 12.885.100 404.400 0 -19.472.676
Universität zu Lübeck 6.427.209 7.805.961 8.681.620 3.182.000 709.000 0 -6.427.209
Muthesius Kunsthochschule 1.708.132 1.277.109 1.350.463 957.608 471.700 0 -1.708.132
Hochschule Flensburg 4.226.947 2.909.376 1.131.281 2.982.200 1.858.900 0 -4.226.947
Fachhochschule Kiel 29.750.798 32.862.988 29.137.281 9.410.400 2.579.300 0 -29.750.798
Technische Hochschule Lübeck 22.121.282 24.778.208 17.412.093 9.852.400 4.148.000 0 -22.121.282
Fachhochschule Westküste 13.590.197 13.763.997 13.352.591 9.997.000 7.510.500 0 -13.590.197

107.855.806 111.996.071 105.888.826 61.753.908 22.519.600 0 -107.855.806

Rücklage
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